
■Wie ein Grundmotiv zieht sich
der Ruf nach Gerechtigkeit durch

die biblische Botschaft. Alle sollen an
der Verheißung des Bundes Gottes mit
den Menschen teilhaben. Denn Gott
hat den Menschen als sein Ebenbild
zum Mitwirken und Teilhaben geschaf-
fen. Die Würde jedes Menschen zeigt
sich auch darin, dass er sich als Sach-
walter Gottes verstehen darf, dem die
Bewahrung und Gestaltung der Schöp-
fung und die Verantwortung für die Le-
bensbedingungen seiner Mitmenschen
anvertraut ist. Diese grundsätzliche Be-
rufung aller Menschen wird noch deut-
licher, wenn Jesus Christus seine Sen-
dung mit den Worten beschreibt: »Ich
bin gekommen, damit sie das Leben
haben und es in Fülle haben« (Joh 10,
10b). Vor dem Hintergrund dieser Bot-
schaft wird das Motto der Woche der
ausländischen Mitbürger/Interkulturel-
le Woche 2007 »Teilhaben – Teil wer-
den!« zur Herausforderung für Staat
und Gesellschaft, Kirchen und Kom-
munen, Gewerkschaften und Verbän-
de und vor allem für die Zuwanderer
selbst. Es trifft sich auch mit der Ziel-
setzung der Europäischen Union, die
das Jahr 2007 zum Europäischen Jahr
der Chancengleichheit ausgerufen hat.

Recht und Freiheit eines jeden Men-
schen erfordern soziale, wirtschaftliche
und politische, kulturelle und religiö-
se Beteiligung durch Mitentscheidung
und Mitwirkung. Ein Leben, das der
Würde des Menschen in vollem Um-
fang gerecht wird, gibt es nur in einem
gesellschaftlichen Umfeld, das die Frei-
heit jedes Menschen achtet und sie
durch Beteiligung aller fördert. Eine
Vielfalt der Beteiligungsformen und der
Mitträgerschaft in allen Bereichen des
gesellschaftlichen Lebens gewährleistet
am Besten den Schutz elementarer

menschlicher Rechte. Von solcher Mit-
beteiligung darf niemand ausgeschlos-
sen werden. Nur wer in vollem Umfang
am gesellschaftlichen Leben teilhat,
kann wirklich Teil dieser Gesellschaft
werden. Zu Recht hat es deshalb die
Unabhängige Kommission »Zuwan-
derung« bereits im Jahr 2001 als ent-
scheidend für eine gelingende Integra-
tion der Zuwanderer bezeichnet, ihnen
»eine gleichberechtigte Teilhabe am ge-
sellschaftlichen, wirtschaftlichen, kul-
turellen und politischen Leben unter
Respektierung kultureller Vielfalt zu
ermöglichen.« 

Trotz unzähliger Beispiele eines ge-
lungenen Miteinanders zwischen Ein-
heimischen und Zuwanderern und
trotz mancher Verbesserungen der Inte-
grationsbedingungen für langjährig in
Deutschland lebende Migranten beste-
hen auf Seiten der Zuwanderer wie auf
Seiten der Aufnahmegesellschaft noch
immer Integrationshürden. Beide Sei-
ten sind hier herausgefordert. Der ein-
seitige Appell an Zuwanderer, Integra-
tionsleistungen zu erbringen, geht viel-
fach an der Realität vorbei. Übersehen
wird, dass viele Zugewanderte und ihre
Kinder bereits erfolgreiche Anstrengun-
gen unternommen haben, sich in unse-
rer Gesellschaft zurechtzufinden und in
vielen Alltagsbereichen das Zusam-
menleben gut funktioniert. Was Not
tut, sind einige mutige Schritte zum Ab-
bau der Hemmnisse, die eine gleichbe-
rechtigte Teilhabe der Zuwanderer in
unserer Gesellschaft verhindern:

■ Dazu gehören erweiterte Möglich-
keiten für Dauergeduldete und ihre 
Familien, einen sicheren Aufenthalts-
status zu erlangen. Nur so können sie
die Lebensperspektive einer gleichbe-
rechtigten Teilhabe in unserer Gesell-
schaft wirklich wahrnehmen.

■ Ähnliches gilt für Erleichterungen
bei der Einbürgerung, die eine innere
Distanzierung der seit Jahrzehnten hier
lebenden Zuwanderer von unserer Ge-
sellschaft und gegenseitiges Misstrauen
verhindern können. Erst mit der Ein-
bürgerung wird auch die volle politi-
sche Teilhabe erreicht, nämlich die
Möglichkeit, an Wahlen teilzunehmen.

■ Weiterhin bereitet die strukturel-
le Benachteiligung von Menschen mit
Migrationsgeschichte – insbesondere
von Jugendlichen – in den wichtigen
Lebensbereichen Schule, Ausbildung,
Beschäftigung und Einkommen Sorge.
Im Zusammenwirken aller Entschei-
dungsträger sollten baldmöglichst Stra-
tegien erarbeitet werden, die einer noch
stärkeren Chancenungleichheit entge-
genwirken.

■ Schließlich muss sowohl im Be-
reich des Familiennachzugs von hier le-
benden Migranten mit gesichertem
Aufenthaltsstatus als auch bei Abschie-
bungen von Menschen ohne Aufent-
haltsberechtigung der Schutz von Ehe
und Familie wieder eine stärkere Be-
achtung finden.

Die Woche der ausländischen Mit-
bürger / Interkulturelle Woche ist ein
Forum, in dem all diese Anliegen öf-
fentlich zu Gehör gebracht werden
können. Dies wird bei vielen Veranstal-
tungen, Aktionen und Gottesdiensten
geschehen. Wir rufen die Kommunen
und Verbände, die Migrantenorganisa-
tionen und die Kirchengemeinden auf,
sich aktiv daran zu beteiligen. Wenn
gleichberechtigtes Zusammenleben ge-
lingen soll, muss aus dem Nebeneinan-
der ein Miteinander werden. Es ist ein
langer Weg. Gehen wir in diesem Jahre
einen weiteren Schritt hin zu einer ge-
meinsamen Zukunft für uns alle! Got-
tes Segen möge uns dabei begleiten.
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